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Bericht 
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
- Drucksachen 13/10012, 13/10527 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der Beteiligung der Arbeitnehmer 
am Produktivvermögen und anderer Formen der Vermögensbildung 
der Arbeitnehmer (Drittes Vermögensbeteiligungsgesetz) 

Bericht der Abgeordneten Karl Diller, Oswald Metzger, Peter Jacoby und 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 

Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, eine gleich-
mäßigere Verteilung des Produktivvermögens her-
beizuführen, ohne andere Sparformen, insbeson-
dere das Bausparen, zu beeinträchtigen. Eine breite 
Streuung des Eigentums, vorrangig beim Wohn-
eigentum und beim Produktiveigentum, soll so die 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung in der Bun-
desrepublik Deutschland festigen. 

Der Gesetzentwurf sieht im wesentlichen folgende 
Änderungen des Vermögensbildungsgesetzes vor: 

- Anhebung der für die Sparzulage maßgeblichen 
Einkommensgrenzen von 27 000/54 000 DM (Al-
leinstehende/Verheiratete) auf 35 000/70 000 DM; 

- Anhebung der Arbeitnehmer-Sparzulage für Be-
teiligungen von 10 % auf 20 %, wobei jährlich bis 
zu 800 DM zulagebegünstigt sind. Für das Bau-
sparen sind daneben wie bisher 936 DM zulage-
begünstigt; 

- Erweiterung des Katalogs der geförderten Anlage-
formen um neue Formen der Produktivkapital-
beteiligung (gemischte Wertpapier- und Grund-
stücks-Sondervermögen sowie Investmentfonds-
anteil-Sondervermögen); 

- Besondere Beteiligungsförderung für Bürger in 
den neuen Ländern; 

- Vermögenswirksame Leistungen werden künftig 
auch dann mit Sparzulage gefördert, wenn ein Ta-
rifvertrag die Wahlfreiheit auf das Bausparen und 
alle Beteiligungsformen des Vermögensbildungs-
gesetzes beschränkt. 

Der Gesetzentwurf bewirkt für die Haushalte der 
Gebietskörperschaften folgende finanzielle Auswir-
kungen: 

Steuermehr-/Steuermindereinnahmen (-) in Mio. DM 

Ent

-

stehungs

-

jahr 

Rechnungsjahr 1 ) 

1999 2000 2001 2002 

Insgesamt 	 -1 130 - -50 -100 -150 

Bund 	 - 480 - -21 - 43 - 64 

Länder 	 - 480 - -21 - 43 - 64 

Gemeinden 	 - 	170 - - 8 - 15 - 23 

Abweichung in den Summen durch Rundung der Zahlen. 

1) Durch die Auszahlung der Sparzulage nach Ablauf der 
sechs- bzw. siebenjährigen Sperrfrist wird der größte Teil 
der Steuermindereinnahmen erst ab dem Jahr 2006 kassen-
wirksam (2006: -2120 Mio. DM/2007: -1240 Mio. DM/ 
2008: -1 240 DM/2009: -1 310 Mio. DM/2010: -1 240 Mio. 
DM/2011: -370 Mio. DM). 

Für die Ausführung des Gesetzes entstehen ferner 
nicht bezifferbare Kosten für den mit der Arbeitneh-
mer-Sparzulage verbundenen erhöhten Verwaltungs-
aufwand. 

Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage des 
Bundes vereinbar. 
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Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist 
entsprechend fortzuschreiben. 

Dieser Bericht wird unter dem Vorbehalt erteilt, daß 
der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung keine Änderungen mit wesentlichen haus-
haltsmäßigen Auswirkungen beschließt. 
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